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Interpretation von Kapitel 1 wurde verwiesen auf das in Art. 1 b um-
schriebene Ziel des Europarates, wonach dessen Organe verpflichtet sind
zum Schutz und zur Fortentwicklung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten. Das Bundesgericht ist einer Diskussion über die der Schweiz
erwachsenden Verpflichtungen offensichtlich ausgewichen. Es hat ledig-
lieh festgestellt, dass die Rekurrentinnen nicht in genauer Weise dar-
legen, weshalb der vorgehende Entscheid des Genfer Staatsrates Art. 1

und 3 des Europarates verletze, damit aber seien die Anforderungen nicht
erfüllt, welche Art. 90 des Organisationsgesetzes für die staatsrechtliche
Beschwerde vorschreibe.

Die erwähnte Bestimmung Art. 90 OG verlangt, dass die Beschwer-
deschrift eine kurzgefasste Darlegung darüber enthalten müsse, welche
Rechtssätze und inwiefern dieselben durch den angefochtenen Entscheid
verletzt worden seien. Es handelt sich um die Z>erwcü£zgde zzwi
der ro/szz.rzzgen )ede zzzzr.ç/ze/zzge rtazzLrec/ü/zc/ze /lej'c/swerde szz FzzW ge-
/zrzze/z/ werden &nnn. Dax /Lzzzde.fgerzc/V Fe.çziz/ jde/.r die Mög/icMeii, die
rec/zi/zzz/zzezz Segrzzzzdzzzzgezz einer /•ieG/r.v.fcüri/f n/h z/ngenngend zzz ezdk/d-

ren wnd dez/bzi/F den Re^nr^ wnnge/.f genügender Mz/w/zzzzsderzzzzg zzfezz-
weisen. Es ist dies schon in tausenden von Fällen geschehen — gerade
hier liegt der Grund des heutigen Malaise gegenüber der staatsrechtli-
chen Beschwerde. Diesem Fallstrick ist auch der Rekurs der Genferinnen
erlegen. Seine Rechtserörterungen, weshalb Art. 1 und 3 des Statuts
des Europarates verletzt worden seien, waren nicht klar genug! Die
staatsrechtliche Beschwerde sollte eine Popularbeschwerde sein — dies
war die Absicht des historischen Gesetzgebers Die Anforderungen des
Bundesgerichts an eine kurzgefasste Darlegung, welche Rechtssätze und
inwiefern dieselben verletzt worden seien, sind aber derart, dass Juristen
in rauhen Mengen denselben nicht zu genügen vermögen. Das Bundes-
gericht hat den ominösen Art. 90 OG auch in diesem Fall beigezogen,
um eine unbequeme Beschwerde auf bequeme Art zu erledigen. Dr. G. //.

Keine Grossrätin im Kt. Wallis
Die ïP"â/j/6ar£eii èéJ/zzrazwi Geb zzzzc/z dezw Recüi z/e,y ÄG/z/ozz/r, zzz ziem die
JLa/z/ rizzfi/indei. /zw Kzzzziozz IPW/A rzzzd Frzzzzera zzicüi w/zü/Azr.

Für die Grossratswahlen im Bezirk Brig reichten elf Unterzeichner
eine Liste der „Demokratischen Union Christlicher Schweizer Frauen"
ein, die Mathilde v. Stockalper in Genf als Kandidatin nennt. Der Regie-
rungsstatthalter liess die Liste nicht zu. Der Staatsrat des Kantons Wallis
wies eine dagegen erhobene Beschwerde ab mit der Begründung, der Re-
gierungsstatthalter habe zu prüfen, ob die Listen Namen nicht wählbarer
Kandidaten enthielten; das kantonale Gesetz betreffend die Wahlen und
Abstimmungen (Wahlgesetz) vom 1. Juli 1938 verstehe unter „Bürgern"
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oder „Wählern" nur Männer; das Stimm- und Wahlrecht der Kandida-
tin im Kanton Genf vermöge hieran nichts zu ändern; sie sei daher als

Mitglied des Grossen Rates nicht wählbar.

Einzelne Unterzeichner der Liste und Mathilde v. Stockalper erhoben

gegen diesen Entscheid staatsrechtliche Beschwerde im Sinne von Art. 85

lit. a OG, wobei sie namentlich geltend machten, das Wahlgesetz knüpfe
die Wählbarkeit in den Grossen Rat nicht an das Stimmrecht im betref-
fenden Wahlkreis, sondern an die „Stimmberechtigung irgendwo in der
Schweiz"; Mathilde v. Stockalper sei aber im Kanton Genf stimmberech-
tigt. ÖMM^e-fgencbi bai die Aeschtferde im Verfahren gemäss Art. 92

OG aègejîhe.fett. /Lev dew ßwägwngen.'
Die Wahlfähigkeit bestimmt sich nicht nach dem Recht des Kantons,

in dem der zur Wahl vorgeschlagene Kandidat niedergelassen ist, sondern
nach dem Recht des Kantons, in dem die Wahl stattfindet. Aus Art. 43

.Abs. 5 BV, auf den sich die Beschwerdeführer berufen, ergibt sich nichts
Gegenteiliges. Die Frist von drei Monaten, die danach Voraussetzung;
für die Ausübung des Stimmrechts durch einen kantonsfremden Nieder-
gelassenen ist, muss dort erfüllt werden, wo der Bürger das Stimm- und
Wahlrecht ausüben will. Die Niederlassung in einem andern Kanton gibt
dem Bürger keinen Anspruch darauf, im Kanton der Wahl als stimm-
berechtigt oder wahlfähig anerkannt zu werden.

Der Ausgang der Beschwerde hängt daher davon ab, ob Mathilde
v. Stockalper im Kanton Wallis die Wahlfähigkeit zukommt. Das ist zu
verneinen. Nach Art. 88 KV und Art. 7 des Wahlgesetzes ist innerhalb
der Schranken der Verfassung und der Gesetze „jeder stimmberech-

tigte Schweizerbürger" in öffentliche Aemter wählbar. Die „Wähler
üben ihre Rechte in ihrer Wohnsitzgemeinde aus (Art. 4 des Gesetzes).
Das Stimm- und Wahlrecht kommt gemäss Art. 88 Abs. 1 KV und Art., 2

des Wahlgesetzes jedem „Schweizerbürger" nach zurückgelegtem 20.

Altersjahr zu. Diese Vorschriften lassen sich, wenn bloss auf den Wort-
laut abgestellt wird, dahin auslegen, dass als stimm- und wahlfähig jeder
männliche Schweizerbürger, nicht auch Schweizerbürgerinnen, zu
verstehen sind. Wäre aber anzunehmen, der Wortlaut lasse nicht mit
Sicherheit erkennen, ob darunter auch Frauen zu verstehen seien, so

wäre, wie das Bundesgericht in BGE 83 I 177 ff. ausgeführt hat, für die

Auslegung darauf abzustellen, wie die Vorschriften in ständiger und un-
bestrittener Praxis ausgelegt wurden. Nach dieser Richtung ist nicht
zweifelhaft, dass die Wendung „stimmberechtigter Schweizerbürger" und

„Wähler" nicht bloss unter dem geltenden, sondern auch unter dem frü-
heren Wahlgesetz vom 23. Mai 1908 und darüber hinaus seit dem ,In-
krafttreten der KV in dem Sinne ausgelegt wurde, dass nur männliche
Schweizerbürger, nicht auch Schweizerbürgerinnen, stimm- und wähl-

fähig sind. (Urteil der staatsrechtlichen Kammer des Bundesgerichts vom
29. April 1965). „Schweiz. Zentralblatt für Staats- und Gemeindever-

waltung" Jahrgang 1965, Nr. 13/14.
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